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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel I 

Änderung des Unternehmensgesetzbuches 
§ 189. (1) … § 189. (1) unverändert

 1. ... 1. unverändert
 2. alle anderen mit Ausnahme der in Abs. 4 genannten Unternehmer, die 

hinsichtlich der einzelnen einheitlichen Betriebe jeweils mehr als 
400.000 Euro Umsatzerlöse im Geschäftsjahr erzielen.

 2. alle anderen mit Ausnahme der in Abs. 4 genannten Unternehmer, die 
hinsichtlich der einzelnen einheitlichen Betriebe jeweils mehr als 
700.000 Euro Umsatzerlöse im Geschäftsjahr erzielen.

(2) … (2) unverändert
 1. … 1. unverändert
 2. jedoch schon ab dem folgenden Geschäftsjahr, wenn der Schwellenwert 

um mindestens die Hälfte überschritten wird oder wenn bei Gesamt- 
oder bei Einzelrechtsnachfolge in den Betrieb oder Teilbetrieb eines 
Unternehmens der Rechtsvorgänger zur Rechnungslegung verpflichtet 
war, es sei denn, dass der Schwellenwert für den übernommenen Betrieb 
oder Teilbetrieb in den letzten zwei aufeinanderfolgenden 
Geschäftsjahren nicht erreicht wurde; sie entfallen ab dem folgenden 
Geschäftsjahr, wenn er bei Aufgabe eines Teilbetriebs um mindestens 
die Hälfte unterschritten wird. 

 2. jedoch schon ab dem folgenden Geschäftsjahr, wenn der Schwellenwert um 
mindestens 300 000 überschritten wird oder wenn bei Gesamt- oder bei 
Einzelrechtsnachfolge in den Betrieb oder Teilbetrieb eines Unternehmens 
der Rechtsvorgänger zur Rechnungslegung verpflichtet war, es sei denn, 
dass der Schwellenwert für den übernommenen Betrieb oder Teilbetrieb in 
den letzten zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren nicht erreicht 
wurde; sie entfallen ab dem folgenden Geschäftsjahr, wenn er bei Aufgabe 
eines Teilbetriebs um mindestens die Hälfte unterschritten wird. 

(3) bis (4) … (3) bis (4) unverändert
§ 198. (1) bis (2) … § 198. (1) bis (2) unverändert
(3) Die Aufwendungen für das Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebes 

dürfen als Aktivposten ausgewiesen werden. Der Posten ist in der Bilanz vor dem 
Posten „Anlagevermögen” unter der Bezeichnung „Aufwendungen für das 
Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebes” auszuweisen.

aufgehoben 

(4) bis (10) … (4) bis (10) unverändert
§ 203. (1) bis (2) … § 203. (1) bis (2) unverändert
(3) Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die für die Herstellung eines 

Vermögensgegenstandes, seine Erweiterung oder für eine über seinen 
ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung entstehen. Bei 

(3) Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die für die Herstellung eines 
Vermögensgegenstandes, seine Erweiterung oder für eine über seinen 
ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung entstehen. Bei 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Berechnung der Herstellungskosten dürfen auch angemessene Teile der 
Materialgemeinkosten und der Fertigungsgemeinkosten eingerechnet werden. 
Sind die Gemeinkosten durch offenbare Unterbeschäftigung überhöht, so dürfen 
nur die einer durchschnittlichen Beschäftigung entsprechenden Teile dieser 
Kosten eingerechnet werden. Aufwendungen für Sozialeinrichtungen des 
Betriebes, für freiwillige Sozialleistungen, für betriebliche Altersversorgung und 
Abfertigungen dürfen eingerechnet werden. Kosten der allgemeinen Verwaltung 
und des Vertriebes dürfen nicht in die Herstellungskosten einbezogen werden.

der Berechnung der Herstellungskosten sind auch angemessene Teile der 
Materialgemeinkosten und der Fertigungsgemeinkosten einzurechnen. Sind die 
Gemeinkosten durch offenbare Unterbeschäftigung überhöht, so dürfen nur die 
einer durchschnittlichen Beschäftigung entsprechenden Teile dieser Kosten 
eingerechnet werden. Aufwendungen für Sozialeinrichtungen des Betriebes, für 
freiwillige Sozialleistungen, für betriebliche Altersversorgung und Abfertigungen 
dürfen eingerechnet werden. Kosten der allgemeinen Verwaltung und des 
Vertriebes dürfen nicht in die Herstellungskosten einbezogen werden.

(4) … (4) unverändert
(5) Als Geschäfts(Firmen)wert darf der Unterschiedsbetrag angesetzt 

werden, um den die Gegenleistung für die Übernahme eines Betriebes die Werte 
der einzelnen Vermögensgegenstände abzüglich der Schulden im Zeitpunkt der 
Übernahme übersteigt. Die Abschreibung des Geschäfts(Firmen)werts ist 
planmäßig längstens auf die Geschäftsjahre, in denen er voraussichtlich genutzt 
wird, zu verteilen.

(5) Als Geschäfts(Firmen)wert ist der Unterschiedsbetrag anzusetzen, um den 
die Gegenleistung für die Übernahme eines Betriebes die Werte der einzelnen 
Vermögensgegenstände abzüglich der Schulden im Zeitpunkt der Übernahme 
übersteigt. Die Abschreibung des Geschäfts(Firmen)werts ist planmäßig auf die 
Geschäftsjahre, in denen er voraussichtlich genutzt wird, zu verteilen. 

§ 207. (1) Bei Gegenständen des Umlaufvermögens sind Abschreibungen 
vorzunehmen, um diese mit dem Wert anzusetzen, der sich aus einem niedrigeren 
Börsenkurs oder Marktpreis am Abschlußstichtag ergibt. Ist ein Börsenkurs oder 
Marktpreis nicht festzustellen und übersteigen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten den Wert, der dem Vermögensgegenstand am 
Abschlußstichtag beizulegen ist, so ist der Vermögensgegenstand auf diesen 
Wert abzuschreiben.

§ 207. Bei Gegenständen des Umlaufvermögens sind Abschreibungen 
vorzunehmen, um diese mit dem Wert anzusetzen, der sich aus einem niedrigeren 
Börsenkurs oder Marktpreis am Abschlussstichtag ergibt. Ist ein Börsenkurs oder 
Marktpreis nicht festzustellen und übersteigen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten den Wert, der dem Vermögensgegenstand am Abschlussstichtag 
beizulegen ist, so ist der Vermögensgegenstand auf diesen Wert abzuschreiben. 

(2) Außerdem dürfen Gegenstände des Umlaufvermögens abgeschrieben 
werden, soweit dies nach vernünftiger unternehmerischer Beurteilung notwendig 
ist, um zu verhindern, daß in der nächsten Zukunft der Wertansatz dieses 
Vermögensgegenstands auf Grund von Wertschwankungen geändert werden 
muß. Der Betrag dieser Abschreibungen ist in der Gewinn- und Verlustrechnung 
gesondert auszuweisen. 

aufgehoben 

§ 208. (1) … § 208. (1) unverändert
(2) Von der Zuschreibung gemäß Abs. 1 darf abgesehen werden, wenn ein 

niedrigerer Wertansatz bei der steuerrechtlichen Gewinnermittlung unter der 
Voraussetzung beibehalten werden kann, daß er auch im Jahresabschluß 
beibehalten wird.

(2) Zuschreibungen, von denen unter Anwendung des § 208 Abs. 2 in der 
Fassung bis zum Rechnungslegungsrechts-Änderungsgesetz 2010, BGBl. I Nr. 
xxx/2009, abgesehen wurde, sind im ersten Geschäftsjahr, das nach dem 31. 
Dezember 2009 beginnt, gemäß Abs. 1 nachzuholen.

(3) Im Anhang ist der Betrag der im Geschäftsjahr aus steuerrechtlichen aufgehoben 

100/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
3 von 7



 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gründen unterlassenen Zuschreibungen anzugeben und hinreichend zu 
begründen. Ferner ist das Ausmaß erheblicher künftiger steuerlicher Belastungen, 
die sich aus einer solchen Bewertung ergeben, anzuführen.

Abschreibung der Aufwendungen für das Ingangsetzen und Erweitern eines 
Betriebes 

aufgehoben 

§ 210. Die für das Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebes aktivierten 
Beträge sind für jedes Geschäftsjahr zu mindestens einem Fünftel abzuschreiben. 
Bei der Bemessung des Abschreibungszeitraums ist auf den Grundsatz der 
Vorsicht (§ 201 Abs. 2 Z 4) Bedacht zu nehmen.

aufgehoben 

§ 226. (1) In der Bilanz oder im Anhang ist die Entwicklung der einzelnen 
Posten des Anlagevermögens und des Postens „Aufwendungen für das 
Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebes“ (§ 210) darzustellen. Dabei sind, 
ausgehend von den gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten, die 
Zugänge, Abgänge, Umbuchungen und Zuschreibungen des Geschäftsjahrs sowie 
die Abschreibungen in ihrer gesamten Höhe gesondert aufzuführen. Die 
Abschreibungen des Geschäftsjahrs sind entweder in der Bilanz bei dem 
betreffenden Posten zu vermerken oder im Anhang in einer der Gliederung des 
Anlagevermögens entsprechenden Aufgliederung anzugeben.

§ 226. (1) In der Bilanz oder im Anhang ist die Entwicklung der einzelnen 
Posten des Anlagevermögens darzustellen. Dabei sind, ausgehend von den 
gesamten Anschaffungs- und Herstellungskosten, die Zugänge, Abgänge, 
Umbuchungen und Zuschreibungen des Geschäftsjahrs sowie die Abschreibungen 
in ihrer gesamten Höhe gesondert aufzuführen. Die Abschreibungen des 
Geschäftsjahrs sind entweder in der Bilanz bei dem betreffenden Posten zu 
vermerken oder im Anhang in einer der Gliederung des Anlagevermögens 
entsprechenden Aufgliederung anzugeben. 

(2) Werden Aufwendungen für das Ingangsetzen und Erweitern eines 
Betriebes in der Bilanz ausgewiesen, so sind diese im Anhang zu erläutern. 
Gewinne dürfen im Fall der Aktivierung von Aufwendungen für das 
Ingangsetzen und Erweitern eines Betriebs oder eines Abgrenzungspostens 
gemäß § 198 Abs. 10 nur ausgeschüttet werden, soweit die danach verbleibenden 
jederzeit auflösbaren Rücklagen zuzüglich eines Gewinnvortrags und abzüglich 
eines Verlustvortrags dem ausgewiesenen Betrag mindestens entsprechen.

aufgehoben 

(3) bis (5) … (3) bis (5) unverändert
§ 231. (1) bis (2) … § 231. (1) bis (2) unverändert

 1. bis 6. … 1. bis 6. unverändert
 7. … 7. unverändert
 a). auf immaterielle Gegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 

sowie auf aktivierte Aufwendungen für das Ingangsetzen und 
Erweitern eines Betriebes, 

 a). auf immaterielle Gegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen, 

 b) … b) unverändert
 8. bis 29. … 8. bis 29. unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) … (3) unverändert
§ 249.(1) … § 249.(1) unverändert
(2) Ein Tochterunternehmen braucht in den Konzernabschluß nicht 

einbezogen zu werden, wenn es für die Verpflichtung, ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns zu vermitteln, von 
untergeordneter Bedeutung ist. Entsprechen mehrere Tochterunternehmen diesen 
Voraussetzungen, so sind diese Unternehmen in den Konzernabschluß 
einzubeziehen, wenn sie zusammen nicht von untergeordneter Bedeutung sind. 

(2) Ein Tochterunternehmen braucht in den Konzernabschluss nicht 
einbezogen zu werden, wenn es für die Verpflichtung, ein möglichst getreues Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns zu vermitteln, von 
untergeordneter Bedeutung ist. Entsprechen mehrere Tochterunternehmen diesen 
Voraussetzungen, so sind diese Unternehmen in den Konzernabschluss 
einzubeziehen, wenn sie zusammen nicht von untergeordneter Bedeutung sind. Für 
ein Mutterunternehmen, das ausschließlich Tochterunternehmen hat, die für sich 
und zusammengenommen von untergeordneter Bedeutung sind, entfällt die Pflicht 
zur Aufstellung eines Konzernabschlusses und Konzernlageberichts.

(3) … (3) unverändert
§ 261. (1) Ein gemäß § 254 Abs. 3 auszuweisender Unterschiedsbetrag ist in 

jedem Geschäftsjahr zu mindestens einem Fünftel durch Abschreibungen zu 
tilgen. Der Unterschiedsbetrag darf auch offen mit jeder Kapital- oder 
Gewinnrücklage verrechnet werden. Die Abschreibung des Unterschiedsbetrags 
kann auch - soweit er einem erworbenen Geschäfts(Firmen)wert im Sinne des 
§ 203 entspricht - planmäßig auf die Geschäftsjahre, in denen er voraussichtlich 
genutzt wird, verteilt werden. 

§ 261. (1) Ein gemäß § 254 Abs. 3 auszuweisender Unterschiedsbetrag ist in 
jedem Geschäftsjahr zu mindestens einem Fünftel durch Abschreibungen zu tilgen.  
Die Abschreibung des Unterschiedsbetrags kann auch - soweit er einem erworbenen 
Geschäfts(Firmen)wert im Sinne des § 203 entspricht - planmäßig auf die 
Geschäftsjahre, in denen er voraussichtlich genutzt wird, verteilt werden. 

(2) … (2) unverändert
§ 279. … § 279. unverändert

 1. bis 2. … 1. bis 2. unverändert
 3. Der offenzulegende Anhang braucht die Angaben gemäß § 208 Abs. 3 

und § 237 Z 6 und 9 nicht zu enthalten.
 3. Der offenzulegende Anhang braucht die Angaben gemäß § 237 Z 6 und 9 

nicht zu enthalten.
§ 906. (1) bis (19) … § 906. (1) bis (19) unverändert
 (20) § 189 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xxx/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft und sind in dieser Fassung 
auf Jahresabschlüsse für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2009 beginnen. Für den Eintritt und den Entfall der Rechtsfolgen des § 189 Abs. 1 
Z 2 sind die geänderten Werte auch für Beobachtungszeiträume nach § 189 Abs. 2 
anzuwenden, die vor diesem Zeitpunkt liegen.

 (21) Die §§ 198 Abs. 3, 203 Abs. 3 und 5, 207, 208, 210, 226 Abs. 1 und 2, 
231 Abs. 2 Z 7 lit. a, 249 Abs. 2, 261 Abs. 1 und 279 Z 3 in der Fassung des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft und sind 
auf Jahresabschlüsse (Konzernabschlüsse) für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 2009 beginnen. Für Aktivposten nach § 198 Abs. 3, die in 
Geschäftsjahren, die vor dem 1. Jänner 2010 begonnen haben, ausgewiesen worden 
sind, sind die §§ 198 Abs. 3, 210, 226 Abs. 1 und 2 und 231 Abs. 2  Z 7 lit. a in der 
bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Für Herstellungen, die im 
Geschäftsjahr, das vor dem 1. Jänner 2010 begonnen hat, noch nicht abgeschlossen 
wurden, ist § 203 Abs. 3 in der bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden; im 
Anhang ist in diesem Fall gemäß § 236 anzugeben, welche Bewertungsmethode 
diesen Herstellungen zugrunde liegt.

Artikel II 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 
§ 6. … § 6. unverändert

 1. bis 12. … 1. bis 12. unverändert
 13. Werden nach Maßgabe der unternehmensrechtlichen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung im unternehmensrechtlichen 
Jahresabschluss eines späteren Wirtschaftsjahres Investitionsfreibeträge 
oder die Übertragung stiller Rücklagen oder Übertragungsrücklagen (§ 
12) ganz oder teilweise rückgängig gemacht oder werden Anlagegüter 
einschließlich geringwertiger Wirtschaftsgüter (§ 13) aufgewertet 
(Zuschreibung), so sind diese Zuschreibungen auch für den steuerlichen 
Wertansatz maßgebend und erhöhen den steuerlichen Gewinn dieses 
Jahres. Soweit nach Maßgabe der unternehmensrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung eine Zuschreibung zulässig ist, hat der 
Steuerpflichtige bei Anteilen an Körperschaften, die zum 
Anlagevermögen gehören, den höheren Teilwert anzusetzen. Dies hat 
nur insoweit zu erfolgen, als es sich um eine Beteiligung im Sinne des § 
228 Abs. 1 UGB handelt. 

 13. Werden nach Maßgabe der unternehmensrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung im unternehmensrechtlichen 
Jahresabschluss eines späteren Wirtschaftsjahres Investitionsfreibeträge 
oder die Übertragung stiller Rücklagen oder Übertragungsrücklagen (§ 12) 
ganz oder teilweise rückgängig gemacht oder werden Anlagegüter 
einschließlich geringwertiger Wirtschaftsgüter (§ 13) aufgewertet 
(Zuschreibung), so sind diese Zuschreibungen auch für den steuerlichen 
Wertansatz maßgebend und erhöhen den steuerlichen Gewinn dieses 
Jahres. Nachgeholte Zuschreibungen gemäß § 208 Abs. 2 des 
Unternehmensgesetzbuches in der Fassung des Rechnungslegungs-
Änderungsgesetzes 2010, BGBl. I Nr. xxx/2009, können steuerneutral 
vorgenommen werden. In diesem Fall erhöhen die Zuschreibungen nicht 
den steuerlichen Wertansatz. Die steuerneutralen Zuschreibungen gelten als 
unversteuerte Rücklage (Bewertungsreserve) gemäß § 205 des 
Unternehmensgesetzbuches.

 14. bis 16. … 14. bis 16. unverändert
§ 124b. … § 124b. unverändert

 1. bis xxx. … 1. bis xxx. unverändert
  yyy. § 6 Z 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 ist 

erstmalig für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 

100/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
6 von 7



 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
2009 beginnen.

Artikel III 

Umsetzung von Gemeinschaftsrecht 
 Durch dieses Bundesgesetz (Art. I Z 14 [§ 249 Abs. 2 UGB]) wird die 

Richtlinie 2009/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2009 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates im 
Hinblick auf bestimmte Angabepflichten mittlerer Gesellschaften sowie die Pflicht 
zur Erstellung eines konsolidierten Abschlusses in Ansehung von Art. 2 dieser 
Richtlinie umgesetzt.
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